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2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 42/II "Am Schwi mmbad" der 

Ortsgemeinde Haßloch 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

aus Sicht des Landesamtes für Geologie und Bergbau Rheinland-Pfalz (LGB) werden 

zum oben genannten Planvorhaben folgende Anregungen, Hinweise und Bewertun-

gen gegeben: 

Bergbau / Altbergbau: 

Die Prüfung der hier vorhandenen Unterlagen ergab, dass der Geltungsbereich der 2. 

Änderung des Bebauungsplanes Nr. 42/II "Am Schwimmbad" von dem auf Braunkohle 

verliehenen, bereits erloschenen Bergwerksfeld "Hassloch II" überdeckt wird. Aktuelle 

Kenntnisse über die letzte Eigentümerin liegen hier nicht vor. 

Aus den vorhandenen Unterlagen geht hervor, dass im Planungsbereich kein Altberg-

bau dokumentiert ist und kein aktueller Bergbau unter Bergaufsicht erfolgt. 

Bitte beachten Sie, dass unsere Unterlagen hinsichtlich umgegangenen Altbergbau 

keinen Anspruch auf Vollständigkeit erheben, da grundsätzlich die Möglichkeit 

besteht, dass nicht dokumentierter historischer Bergbau stattgefunden haben kann, 

Unterlagen im Laufe der Zeit nicht überliefert wurden bzw. durch Brände oder Kriege 
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verloren gingen. 

Sollten Sie bei dem geplanten Bauvorhaben auf Indizien für Bergbau stoßen, empfeh-

len wir Ihnen spätestens dann die Einbeziehung eines Baugrundberaters bzw. Geo-

technikers zu einer objektbezogenen Baugrunduntersuchung. 

Das in Rede stehende Gebiet befindet sich innerhalb der Aufsuchungserlaubnisse 

"Taro" (Erdwärme) und "Lisbeth" (Lithium). Inhaberin der Berechtigungen ist die Firma 

Vulcan Energie Ressourcen GmbH, Amalienbadstraße 41 Bau 52 in 76227 Karlsruhe. 

Da wir über die genaueren Planungen und Vorhaben keine Kenntnisse besitzen, 

empfehlen wir Ihnen, sich mit der vorgenannten Inhaberin in Verbindung zu setzen.   

Boden und Baugrund 

 allgemein: 

Grundsätzlich empfehlen wir bei Neubauvorhaben objektbezogene Baugrunduntersu-

chungen bzw. die Einschaltung eines Baugrundberaters / Geotechnikers.  

Die einschlägigen DIN-Normen, wie z.B. DIN 1054 und DIN 4020 und DIN EN 1997-1 

und -2, sind zu beachten. 

Bei allen Bodenarbeiten sind die Vorgaben der DIN 19731 und der DIN 18915 zu 

berücksichtigen. 

- mineralische Rohstoffe: 

Gegen das geplante Vorhaben bestehen aus rohstoffgeologischer Sicht keine Ein-

wände. 

Geologiedatengesetz (GeolDG) 

Nach dem Geologiedatengesetz ist die Durchführung einer Bohrung bzw. geologi-

schen Untersuchung spätestens 2 Wochen vor Untersuchungsbeginn beim Landes-

amt für Geologie und Bergbau Rheinland-Pfalz (LGB) anzuzeigen. Für die Anzeige 

sowie die spätere Übermittlung der Bohr- und Untersuchungsergebnisse steht das 

Online-Portal Anzeige geologischer Untersuchungen und Bohrungen Rheinland-Pfalz 
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unter  

https://geoldg.lgb-rlp.de 

zur Verfügung. 

Das LGB bittet um die Aufnahme einer Nebenbestimmung in Ihrem Bescheid, damit 

die Übermittlungspflicht dem Antragsteller bzw. seinen Beauftragten (z. B. Ingenieur-

büro, Bohrfirma) obliegt. 

Weitere Informationen zum Geologiedatengesetz finden Sie auf den LGB Internetsei-

ten sowie im Fragenkatalog unter  

https://www.lgb-rlp.de/fachthemen/geologiedatengesetz/faq-geoldg.html 

 
Mit freundlichen Grüßen 
Im Auftrag 
 
gez. 
 
Dr. Ulrich Dehner 
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Bebauungsplan „Am Schwimmbad“ der Gemeinde Haßloch 

 

Lieber Herr Strömer, sehr geehrte Damen und Herren, 

vielen Dank für die Beteiligung an der obigen Planung. 

Die Gemeinde beabsichtigt auf dem Gelände ihres alten Schwimmbads einen Neubau in privater Hand 
zuzulassen. Grundsätzlich ist dieses Vorhaben aus unserer Sicht – auch soziale Aspekte berücksichtigend – 
zu akzeptieren. 

Allerdings ist das Vorhaben mit massiven Neuversiegelungen von Flächen verbunden und bedarf daher aus 
unserer Sicht eines qualifizierten Umweltberichts und umfangreichen Kompensationsmaßnahmen. 
Letzteres scheint die Gemeinde zumindest teilweise umgehen zu wollen, indem das Vorhaben nach § 13a 
BauGB durchgeführt werden soll. Wir halten das für völlig unakzeptabel und erwarten ein normales B-
Plan-Verfahren ohne besondere Vereinfachungen. Wir befinden uns schließlich im Außenbereich der 
Gemeinde. Eine einfache Einzäunung des bisherigen Schwimmbadgeländes kann doch eine 
Klassifizierung als „Innenbereich“ nicht rechtfertigen.   

Bei der der jetzt vorliegenden Planung fiel auf, dass der derzeitige Bebauungsplan für das Gebiet von der 
Gemeinde nicht korrekt eingehalten wurde: vorgesehene Kompensationsflächen wurden einfach als 
Liegewiesen benutzt. Hier wäre eine Rüge einer Kontrollinstanz notwendig, Und vor allem dürften diese 
Flächen nun nicht einfach umgenutzt oder gar neu versiegelt werden; im Fall einer neuen 
Inanspruchnahme wäre natürlich eine  Kompensationsmaßnahme in doppelter Fläche notwendig.  

Zusammenfassend erwarten wir, dass die Inanspruchnahme von § 23a zurückgenommen wird und dass 
ausreichende umfangreiche Kompensationsmaßnahmen festgesetzt werden. Dem neuen Investor, der der 
Gemeinde ja gut bekannt ist, wäre dies zuzumuten. Es ist aus unserer Sicht für sein nachhaltiges 
Wirtschaften vor Ort von Vorteil, wenn Baugesetze nicht allzu vorteilhaft für ihn ausgelegt werden. 

Mit freundlichen Grüßen 

Heinz Schlapkohl 

D.: Kreisverwaltung DÜW, Abt. Bauen und Umwelt 

 

BUND RLP, Eyersheimer Mühle, 67256 Weisenheim am Sand  

 
An die Gemeinde Haßloch 
FB 2 Bauen und Umwelt, Herrn Jan Strömer 
Per E-Mail 

Bund für Umwelt und 
Naturschutz  Deutschland  
Landesverband  
Rheinland-Pfalz e. V. 
Friends of the Earth Germany 
 
Kreisgruppe Bad Dürkheim 
Dr. Heinz Schlapkohl 
Eyersheimer Mühle 
67256 Weisenheim am Sand 
 
Telefon (06353) 3318 
 
heinz.schlapkohl@bund-rlp.de 





  

Hallo Herr Strömer, 

  

vielen Dank nochmal für die ausführlichen Erklärungen zum Bebauungsplan. 

  

Wie am Dienstag bereits mitgeteilt, geht es mir hauptsächlich um die Erhaltung der Bäume im 
Randbereich nach Osten: 

  

Die Bäume haben aufgrund ihres Alters eine Krone von - geschätzt -  teilweise 8 bis 10 Metern. 
Bei einer Randeingrünung von lediglich 5 Metern und daran anschließend nur 3 Meter bis zur 
möglichen Bebauung könnten diese Bäume nicht erhalten bleiben.  

Insbesondere auch beim Bau eines bis 16 Meter hohen Gebäudes würden hohe groß-kronige 
Bäume stören und entfernt werden. 

  

Die Bäume dienen jedoch neben dem Naturschutz auch als Immissionsschutz für das nur 200 
Meter entfernte Wohngebiet.  

  

Im Westen ist laut Bebauungsplan ein Mindestabstand von 12 Metern einzuhalten obwohl sich 
dort die Stellplätze befinden und auch kein Wohngebiet in der gleichen Nähe ist - im Osten beträgt 
der Mindestabstand jedoch nur 8 Meter. 

  

Es sollte daher entweder der Grünbereich nach Osten auf 10 Meter erhöht werden oder 

 die Grenzen getauscht werden und somit 12 Meter Mindestabstand nach Osten 
eingehalten werden 



 explizit aufgenommen werden, dass die Bäume innerhalb der Privaten Grünfläche nicht 
gefällt werden dürfen - die bisherige Formulierung, dass Gehölze "mit Ersatzverpflichtung" 
zu erhalten sind ist für die Erhaltung der bestehenden Bäume nicht ausreichend 

  

Außerdem möchte ich nochmals darauf hinweisen, dass bei der ersten Bürgerbefragung sich eine 
Mehrheit für eine Sanierung des bestehenden Badeparks und bei der zweiten Bürgerbefragung 
sich eine Mehrheit gegen einen Neubau ausgesprochen hatte: eine Mehrheit für die jetzt geplante 
"Attraktivierung" gab es nie. 

  

Freundliche Grüße 

  

Ingrid Fluch 

  

  

   

  

  

 


